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Im vergangenen Jahr, besonders aber in den
letzten Monaten nahm die Bewegung gegen
Kernkraftwerke in der ganzen BRD einen Nor
Ben Aufschwung. Und wir könnensicher sein,
daß wir noch wesentlich mehr werden. Wenn
nämlich immer mehr Menschen merken, was es
bedeutet ein Kernkraftwerk vor die Nase
gesetzt zu bekommen oder gar eine Wieder−

went
mit Atommülldeponie.

es bereitet der Atomindustrie und der
Regierung schlaflose Nächte. Der wüste
Polizeieinsatz vom November in Brokdorf
war der Auftakt des von Matthöfer propa−
gierten "Bürgerdialogs Kernenergie". Es
folgten "Sachargumente" in großer Zaht:

Propagandabroschüren, Zeitungsartikel,
Fernsehsendungen, Zukunftsprognosen "be−
sorgter" Politiker;zum wohlgesetzten Zeit−
pur?kt gab auch Bundespräsident Scheel seji−
nen Segen für die Kernkraftwerke =ausgewo−
gen, versteht sich.

− Im Zweifel ob der Glaubhaftigkeit dieser
Argumente schlug man auch andere Töne .an.
Mit massiven Drohungen sollten die Bür−
gerinitiativen eingeschüchtert werden.
Die Bundesregierung erklärte:
"Die Bürger sollten sich der Gefahr be−
wußt sein, daß ihr Grundrecht auf freie
Meinungsäußerung von terroristischen Grup−’
pen und militanten Feinden unserer Ver−’
fassung mißbraucht werden könnte. ...
Die Bürgerinitiativen, die von ihren Grund

rechten auf gewaltlose Weise Gebrauch ma−
chen wollen, müssen sorgfältig überlegen,
ob sie nicht wegen des geplanten Miß−
brauchs der für den 19.2. vorgesehenen
Demonstrationen durch terroristische Grup−
pen und militanten Feinden unserer Ver−
fassung von einer weiteren Demonstration
auf den Baugelände des Kernkraftwerkes
Brokdorf absehen sollten." (UZ 5.2.77)
Zuvor brachte die Springer Presse die
die 100 oooDM Ente "DDR bezahlt KKW Gea−
ner". Eine Maßnahme aber stellte alle an−
deren in den Schatten: Mit den Einsatz des
gundesgrenzschutzes soll zum ersten Mal
von den Notstandsgesetzen Gebrauch ge−
macht werden.

BROKDORF AUS DER SICHT DER HERRSCHENDEN...

Die Absichten der KKW−Befürworter :Lie−
gen somit klar auf der Hand: Zum einen
sollen die Bürgerinitiativen durch die
staatliche Machtdemonstration so einge−
schüchtert werden, daß sie in Zukunft
dem Atomprogramm keinen nennenswerten
Widerstand mehr entgegensetzen. Das
Atomprogramm ist aus mehreren Gründen’
für das Großkapital von entscheidender
Bedeutung;
= Die Erdölländer werden "immer frecher"= Namhafte Militärs wollen dringendst
eigene Atombomben (s. Schnell−Studie)
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= Es winken Extraprofite
= Unterelbe und andere Gebiete der BRD
sollen zu neuen Industriegebieten werden.
Zum anderen möchten die Herren verhindern,
daß das Beispiel Brokdorf Schule macht.
Vielleicht bei Arbeitern, die sich über−
legen, ob sie der übermacht des Unterneh−
ners mit einer Fabrikbesetzung entgegen−
treten können, vielleicht bei Mieterini−
tiativen, Rote−Punkt−Aktionen, überall
wo die arbeitende Bevölkerung auf die ei−
gene Kraft vertrauen könnte. Für solche
Fälle soll der Einsatz des Bundesgrenz−
schutzes zur Gewohnheit werden. Bezogen
auf die Folgen einer solchen Politik ist
Brokdorf nicht mehr als ein kleiner Auf−
hänger.

...UND AUS DER SICHT DER BÜRGERINITIATIVEN
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Ein erstes greifbares Ergebnis der Pro−
testbewegung ist zweifellos die Bestäti−
gung des Baustopps in Brokdorf durch das
Verwaltungsgericht Schleswig am 10. Febru−
ar. Das Gericht begründete die Entschej−
dung mit der

ungesicherten"’Entsorgung’"und Ließ damit gleichzeitig eine Hinter−
tür offen: Schon eine formelle Einigungüber den Bau einer

Wiederaufbereitungs−
anlage in Niedersachsen macht den Beschluß
hinfällig. Unter den Bürgerinitiativen
Umweltschutz Untereibe setzte sich trotz
der Zweifel an der Dauerhaftigkeit solcher
Gerichtsbeschlüsse die Ansicht durch, daß
eine Platzbesetzung in Brokdorf vorerst
die Anti−KKW−Bewegung nicht verbreitern
würde. Endgültig klar wurde dies, nachdem
Stoltenbera den "Notstand? proklamierte
und zugleich einige Gruppen versicherten,
auf jeden Fall den Platz besetzen zu wol−
len. Wörtlich erkärte die BUl: "Die Mehr−
heit der ummittelbar, besonders auch durch
eine Demonstration betroffenen Bürger der
Wilstermarsch versteht nicht, daß vor dem
Weiterbau am Atomkraftwerk demonstriert
wird und ein Besetzungsversuch unternommen
"wird. Niemand glaubt an eine friedliche
Kundgebung. Sie würde schon durch die
Polizeimaßnahmen verhindert, denn die Re−
gierung sucht offenbar eine "Entschei−
dungsschlacht", umvon der Diskussion über
Atomenergie weg zueiner Diskussion über
Gewalt zu kommen."

"Nach wie vor halten wir die Bauplatzbe−
setzung für ein legitimes Mittel zur Ver− .
hinderung von Atomkraftwerken. In Brokdorf
sind die Bedingungen dafür aber sehr
schlecht. Insbesondere dann, wenn man wie
wir, unter keinen Umständen Gewalt gegen
Personen anzuwenden bereit ist." (Erklä−
rung des Pressesprechers Lars Hennrings,
en avi 2)
Da ein bloßes Abblasen der Aktion am 19.2.

?nicht übergangen wird. Es ging ihnen um

Der KOMMUNIST

als Rückzug der Bürgerinitiativen Mißver−
standen worden wäre, entschied man

sich,für einen Aktionstag in Itzehoe.

MEHRHEITEN,MINDERHEITEN UND MERKWÜRDIG−,

KEITEN
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Mit diesem Entschluß der Bürgerinitija−
tiven der Wilstermarsch waren nicht alle
Bürgerinitiativen Umweltschutz Unterelbe
(BUU) einverstanden. Auf der Landesdele−
giertenkonferenz am 30.1. in Rendsburg
(die vier Regionen Wilstermarsch, West−
küste, Ostküste und Hamburg entsenden je
zehn Delegierte) sprachen sich insbesonde−
re Hamburg und Delegierte von der Ostküste
für eine Aktion am Bauplatz bezw. eine
Platzbesetzung auf jeden Fall aus. Es gab
keine klaren Mehrheiten auf dieser Konfe−
renz. Die bisher letzte Landeskonferenz
der BUU fand am 6. 2. in Wilster statt
und wurde im Alleingang der "Brokdorf− ®
Fraktion" einberufen, was zur Folge hatte,
daß auch nur diese Fraktion erschienen,
die Vertreter der Wilstermarsch nicht. Ih−
nen ging es nicht um Mehrheiten, sondern
darum,daß die ortsansässige Bevölkerung

eine gemeinsame Aktion.
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"BUNDES’KONFERENZ VOM 12.2. IN WILSTER
enErEL UEWorenn BR EA

Gleichzeitig beriefen die Hamburger BUU
bezw. der KB−Nord eine Bundeskonferenz
am 12. 2. der Bürgerinitiativen ein. Nach
Presseberichten beschlossen hier mehrheit−
Lich 500 Delegierte nach Brokdorf zu fah−
ren. Nach unseren Informationen − die De−
legierten des Göttinger Arbeitskreises
werden sicher noch detail ierter a
können − waren circa 40 bis 50 Bürgerini
tjativen in Wilster vertreten wovon sich
2/3 für Brokdorf aussprachen. Durch die
Art und Weise der Einladung war natürlich
schon eine gewisse Vorauswahl getroffen,
da z. B. der Bundesverband der Bürgerinji−
tiativen mit dieser Konferenz nichts zu
tun haben wollte, vor allem erschienen
Bürgerinitiativen aus dem universitären
Bereich. Darüberhinaus waren eine Reihe
von außeruniversitären Bürgerinitiativen
anwesend, die sich über die Kontroverse =
Brokdorf/Itzehoe informieren wollten. Sie

|

entschieden sich aufgrund der Informa
tionen vor Ort großteils für Itzehoe. Die
Marschenkonferenz entsandte Lediglich drei
Beobachter und maß dem Treffen keine beson−
dere Bedeutung bei.
Es. finden am 19.2. auf jeden Fall zwei De− |
monstrationen statt. Obwohl die Aktion in
Itzehoe wesentlich größer und politisch
breiter sein wird, werden auch in (?) Brok−
dorf nicht wenige KKW−Gegner demonstrieren.

}
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Wir halten dies jedoch nach wie vor für

abenteuerlich und politisch höchst riskant.

DietLandesregierung legt es darauf an, daß

es in Brokdorf Tote geben soll. Die Ab−

sichtserklärung verschiedener Gruppen(KPD/

ML, Fälscher−KPD, Neofaschisten) auf die

Provokationen Stoltenbergs einzugehen Liegt

vor. Dies kann von keinem Teilnehmer in

Brokdorf verhindert werden, niemand kann

sich den Auswirkungen solcher Aktionen

entziehen, eine größere Teilnehmerzahl kann

das Risiko auch nicht verhindern.
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DIE ARGUMENTE DES KB

"einigen Initiativen ist es in Brokdorf zu

heiß geworden", "Die Rechten wollen sich

von den Linken spalten", "Die DKP betreibt

vereinbarkeitsbeschlüsse", "In Itzehoe

L gegen die Gewalt demonstriert werden",

so sieht der KB die Kontroverse Brokdorf

oder Itzehoe. Die Bürgerinitiativen der Wil−

stermarsch seien der verlängerte Arm Stol−

tenbergs, was geheime Treffen ohnehin be−

wiesen.
/

Bei dieser Argumentation greift der KB ge−

& chickt..die Einschüchterungsversuche Stol−

tenbergs auf. Die Frage ist nur, ob die

Bürgerinitiativen für Itzehoe dieser Fin

schüchterung tatsächlich erlegen sind.. Die

Bürgerinitiativen lassen keinen Zweifel da−

ran, daß sie, wenn nötig, sofort zu Pat

besetzungen bereit sind. Stoltenberg woLl−

te hingegen die Atomkraftgegner zum Volllaz

gen Verzicht auf derartige Aktionen brin−

.gen. Dies ist gescheitert. Es handelt sich

also um eine taktische und keine grund−

sätzliche Entscheidung. Wenn der KB sagt,

ß in Itzehoe gegen "die Gewalt" demon−

striert werden solle, kann man ebenso fra−

gen, ob in Brokdorf für "die Gewalt", de−

monstriert werden soll. Dies ist eine Fra−

ge der Aktionsformen, auf die es keine alle

gemeingültige Antwort geben kann. In Brok−

dorf soll den Bürgerinitiativen eine ge−

waltsame Auseinandersetzung von seiten der

Landes−und Bundesregierung aufgezwungen we

werden, die sie von der Mehrheit der Be−

völkerung isoliert.
Schließlich darf auch der "gewöhnliche
Antikommunismus?" nicht fehlen. Ein Muster−

beispiel dafür ist das Göttinger KB−Flug−

blatt vom 10. Februar (Uni−VV), auf dem

Der Tag in Itzehoe
VORMITTAGS:

Diskussionsveranstaltungenin ver

schiedenen Lokalen der Stadt

Kulturprogramm
mit Uwe Wandrey,Peter Schütt, Gruppe

Fidel Michel, Knut Kiesewetter, Hannes Wäder
.:

?Niedersachsen zur Atommüllkippe Westeu−

MÜLL der dundesdeutschen Kernkraftwerke

den können und 240 oo0o Jahre radioaktiv

über die Sitzung des Göttinger Arbeits?

kreises gegen Kernenergie berichtet wird. f

Die Argumente einer größeren Zahl von Mit−

gliedern für eine Aktion in Itzehoe wur?

den hier so kommentiert:"Eine besonders üb−

le Rolle auf der Veranstaltung spielte der

MSB Spartakus..." Diejenigen, die nach wie

vor für eine Aktion in Itzehoe sind, müs−

sen sich vom KB die Frage gefallen lassen:

seid ihr Rechte oder DKP−Spalter?
− Gar

nicht so einfach...

Regierungspräsident Albrecht hat Kanzler
Sehmidt zugesagt, daß er in der über−

nächsten Woche der Bundesregierung einen

Standort für den Bau einer Entsorgungs?

anlage für Atommüll nennen werde. (GT

1222.) P

Durch diese angekündigte Zusage wird h

ropas. Denn nicht nur der strahlende

soll in Niedersachsen aufbereitet werden,

sondern die gesamten strahlungsintensi−

ven Rückstände aus dem westlichen Euro−

pa.(Vielleicht sogar Brasilien)

Schon im Normalbetrieb wird eine solche

Anlage 1ooomal soviel radioaktive Sub−

stanzen an die Umwelt abgeben wie ein

großes Kernkraftwerk!
Es entstehen plutoniumhaltige Abfälle,

die nicht abgebaut oder vernichtet wer?

bleiben. Die Abfälle müssen auf Ewigkeit

abgelagert werden.

Diese Zusage wird von Albrecht hinter

dem Rücken der betroffenen Bevölkerung

an Schmidt gegeben. Sie ignoriert die

Proteste vieler Bürgerinitiativen, sie

ignoriert die Proteste einer großen An−

zahl namhafter Wissentschaftler.

Nicht zufällig ergeht diese Zusage ger

rade jetzt. Das entscheidende Argument

für das Landgericht Schleswig, den Bau−

stopp in Brokdorf nicht aufzuheben,
war: Das Entsorgungsproblem ist noch?nicht gelöst. Mit dem Hinweis auf vor−
handene Ständorte einer Entsorgungsan−

Lage werden Stoltenberg und die Konzern

anwälte versuchen, das in Schleswig er−

gangene Urteil in der zweiten Instanz

zu Fall zu bringen.
}

"Keine Atommülldeponie in Niedersachsen

und auch nicht anderswo!

Großkundgebung
es sprechen repräsentative Vertreter

der Kernkraftgegener

Demonstration

|
y

durch die Kreisstadt Itzehoe



Interviewnmät Kuct:5’ ternhaus
Referent beim:Pärteivorstand.cer BERmsa de

Z: Mit, der; Drehung, :$, der, Bundesrepublik . ist−
d

Bundesgrenzschutz ?man glücklicherweise auchgegen Kernkraftwerksgeg− nicht "mit" dem
\
Problem?

ner einzusetzen; hat??die |} ?konfrontiert; Brennstoffe
Bundesregierung ?die Aus−
eihanderseizung erneut es−
kaliert. Steht ©& um unsere
Eüergieversorgung. wirklich
sa schlecht, daß man den
Bau von "Kerhkrafiwerken
aan sehon mit milltärischer
Gewalt erzwingen zu müs−ir
sen glaubt?
IR. Steinhaus: Der Ein=

sätz staatlicher Machtmit−
tel erfolgt immer im Inter−
esse der. "herischenden
Klasse. Es geht bei dem,
Versuch, den. ..Bau, de:
Brokdorfer Kernkraftwer−
kes auch mit Gewalt
durchzusetzen, nicht um
das Problern der Energie−
versorgung an? sich, son−
dern um die ?Interessen der}
Großkonzerne, die sich von
der Realisierung der Atom− −

piäne der Regierung riesige
Profite erhoffen. Außerdem

20 Milliarden
für Konzerne 1
hat ja der Staat selbst
auch den Konzernen über
den. Staatshaushalt \är die
Kernforschung bereits Gel−
der in Höhe von 20 Milliar−
den DM zukommen lassen.
Durch die Protestbewegung
der Bürgerinitiativen ist
also ein wirkliches ?Mil−
lardending? in Gefahr ge−
raten. Darum? geht es ?
und nicht um unsere Ener−

:

gieversorgung, die durch−
aus auch auf andere Weise
sichergestellt werden kann,
vor allem durch eine Aus−
weitung der Kohleförde−
rung.
UZ: Reicht denn die

Kohle wirklich hierfür
aus?

K. Steinhaus: .Auf dem
Territorium unseres Lan−
des lagern Hunderte von
Milliarden Tonnen Stein−
und _ Braunkohle,
Vorräte reichen für jeden
überschaubaren Zeitraum,
Die Bundesrepublik als das
kohlereichste Land West−
europas braucht wirklich
keine Energielücke zu be−
fürchten. Wir sind in einer
wesentlich günstigeren
Lage als solche Länder wie
beispielsweise italien oder
die DDR, deren eigene
Arennstoffvorräte zur Dek−
kung des

Energiebedartes
?nicht ausreichen. Und in

Diese,

ter?
?und Energie über Tausende?von Kilometern transpor−tieren! zu: müssen. ’Bej uns:
ist . auch1: für. 1985. jeder:
denkbäre Mehrbedärf an?

"Strom. öknie weiteres: durch?
= Kohlezu−decken. .... .

UZ: Wie hoch wäre die−© ser Mehrbedarf?
KM. Steinhaus! Eine: spiche−

Frage, ?ist; ?angesichts
Krisenhaftigkeit. des kapi−
talistischen

||
Wirtsehaltssy−

stems.schwer, zu beantwor−’,
?ten. Aber selbst, Optimistenrechnen für 1985 mit einem
Mehrbedarf von
fünf Millionen Tonnen
Steinkohleeinheiten {(SKE).
Eine Steigerung der Förde−
rung von Braunkohle ’und
Steinkohle um jeweils fünf
Prozent jährlich würde bis
1985 über 65 Millionen
Tonnen SKE zusätzlich er−

kringer j
’U2Z: Würde die Verfene−

rung derastiger zusätzli.−’
cher: Kohlemengen nicht zu
einer unerträglichen Luft?
verschmutzung führen?

K. Steinhaus: Es ist in−
zwischen technisch durch−
aus möglich, Schadstoffe
aus dem Rauch herauszu−
filtern. Tut man das, ist
auch die Luflverunreini−
gung auf ein Mindestmaß
zu ?verringern. Darüber
hinaus könnten wertvolle
Rohstoffe ? wie etwa
Schwefel _ gewonnen

werden. ;
UZ: Nun wird ja die Ge−

fährlichkeit von Kern−
kraftwerken immer wieder

bestritten. Der Betrieb je−
der technischen Anlage sei
? 80 heißt es ? mit Ge−
fahren verknüpft, die man
im Interesse des Fort.
sehritts eben in Kauf neh−
men müsse. Man hört sogar
äüle Meinung, ein Hochge−
birgsausfiug oder der hän−
fige Genuß zu fetter und zu
stark gewürzter Speisen sei
auch gefährlich...
K. Steinhaus:

Vergleiche sind völlig fehl

höchstens

am. Platze Die durch
künstliche Kernspaltung
freigesetzte ? Radioaktivität
enthält ein prinzipiell grö−
Beres Gefährdungspotentiai
als. jede pichtnukleare"
technische Anlage, Je grö−
Ber die Zahl der Kerr−

kraftwerke und je dichte

N | Lande
ger _

Derartige

?steigert Risiken

?die Besiedlung, desto grö−
Ber und

gefährliäher− wird. 7

ueh die Möglichkeit der,
?rallioaktiven Verstrahlung.
"Und in der kapitalisti−
schen Bundesrepublik, wo
die Jagd nach dem Maxi−
?mälprofit auch die friedli−
che Nutzung der Kernener−
gie bestimmt,
Riöiken unvermeidlich an.

? In. den? vergangenen zwei
Jahrzehnten jisi in unserem

ein _ gigantisches
Atomprogramm
peitscht worden, wobei das
Entwicklungstempo..; der
Kernreaktoren alle Rekor−
dei! schlägt. ?Vor ?allen im
?Ergebnis, dieses
um Absatzmärkte und Pro−

; Site kommt es fortlaufend
? &2u, Havarien,
und Ausmaß . planmäßig,

deren Zahl

"veftuscht werden. Die Be−
völkerung der Bundesrepu−=’
bllk_hat: allen Grund, den
beruhigenden Ve.sicherun−
gen der Regierung und der
Konzerne zu mißtrauen.
UZ: Gibt es also einen

Unterschied
Kernkrafiwerken in Kapi−
tallsmus und im Sozialis−
mus?
? K. Steinhaus: Daß ces
Unterschiede gibt, ist aus
?der Herangehensweise ka−
pitalistischer und sozialisti−
scher Länder an Kern−

?Unterschiede
zum Sozialismus
kraftwerke ohne weiteres
ersichtlich. Das erste Kern−
kraftwerk der Welt wurde
1984 in Betrieb genommen
−??− in der Sowjetunion, .die
mit Abstand über die läng−
ste Erfahrung in der fried−
lichen Nutzung der Kern−
energie verfügt. Heute sind
in der großen Sowjetunion
aber weniger Kernkraft−
werke in Betrieb als in der,
?kleinen Bundesrepublik
?Deutschland, wo das erste
Kernkraftwerk 1961 ans
Netz ging? Von den 405 000
?Megawatt Kernkraftwerks−
käpazität, die nach dem
Stand von 1975 weltweit in
Betrieb, im Bau oder in der
Planung waren, entfielen
378000 auf kapitalistische
Länder.

n der Behutsamkei:, mit
def die sozialistischen Län−
def an die Stromerzeugung

Priorität
für Sicherheit

durch Kernkraftwerke her−
angehen, kommt ein hohes
Verantwortungsbewußtsein
zum Ausdruck, eine klare
Priorität für die Sicherheit
der Menschen, während die
wilde Hektik, mit der sol−

wie die USAche Länder

steigen.
die

durchge−

Wettlaufs
,

Profitsucht
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zwischen |

tlmytengnavanote 2inlo tg
und die Bundesrepublik _.
Kernkräftwerke "igeraadals*
?aus, dem ?Baden stämpternneben.die) Priorität desi.−Pre+,
fitprinzips im Kapitalismys
zum? Ausdrücktbrineti) Das A
gleiche, zpigt | sich übrigens ;
auch bei der Nutzung der
Kohle. Während die soziali−
stischen ’Länder alle .Aög−|
lichkeiten der Energieer−
zeugung nutzen, orientiert
man sich in den kapitalisti−:.!
schen; ?Ländern, immer, ?nur 3auf den jeweils profitabel−
sten Bereich’!erst auf da3®"

3

JÖL und: jetzt auf; die
−Kern− An

energie. Hierzu , nur ?zwei,Zablen. Zwischen? 1950 umnd=e
1975 :haben −die EWEG−Länsa,s
der,.,ihre Kohleförderung,, ?.
um 173 Millionen Tönnen. −
SSKE Wwertingert, \die"RGW.S
Länder.. dagegen um. . 596: 7
Millionen Tonnen, SKE er−
hönt

FTD. MIDTN
UZ: "Aber Radisaktivitätv?ist ja wohl unabhängig, vony >

Geselischafissystem....
K. Steinhaus: Natürlich

gibt es? keine /spezifischerd
sozialistische ; (Radigaktivi−\
tät, die weniger gefährlich
wäre. als. Radioaktivität..im.....
Kapitalismus. Aber ? und
hier liegt. ein entscheiden−
der Unterschied ? im So−
zialismus, also unter den
Bedingungen. des Volksej−
gentums. an den .Produk−
tionsmitteln, einer einheit−
lichen. zentralen Planung
und der Unterordnung je−
der wirtschaftlichen Tätig−
keit ?unter die Interessen
der Menschen bestehen na=
türlich grundsätzlich ?ande−
re Möglichkeiten für die
Nutzung der Kernenergie
als im Kapitalismus. Im.
Kapitalismus unterliegen

?Risikoreich"ist
noch untertrieben

®
Planung, Bau und Betrieb:
kerntechnischer Anlagen
ebenso dem Gesetz der
Profitmaximierung wie
jede x−beliebige Fahrik.,
Das bedeutet unter ande−
rem, ?daß solche Maßnah−
men wie der Einbau von
aufwendigen Sicherheits−

einrichtungen, wie das?
nicht weniger aufwendige
Abschalten und Reparieren
von Reaktoren aus Sicher−"
heitsgründen immer: wieder
durchgesetzt werden müssen
gegen das Profitstreben der
Korizerne, die diese Kern−
kraftwerke bauen und be−
treiben. Unter solchen Be−
dingungen die dichtbesie−
delte Bundesrepublik .mit
einem Netz von Kernkraft−
werken zu überziehen −−−
dafür dürfte die Bezeich−
nung ?risikoreich? noch |
eine ’

Untertreibung sein,
Und ? wie gesagt ? in der

Bundesrepublik besteht,
hierzu für die überschaubar
nächste Zeit auch keine
ökonomische Notwendig−
keit...


